
 

 

EBR und SE-BR in der Pandemie 
 

1. Wie kann der EBR und SE-BR in Zeiten von Corona arbeitsfähig bleiben? 

 

a.) Umgang mit Sitzungen 

Die Sitzungen und Treffen in Präsenz ist die Form von Treffen, die den 

Notwendigkeiten der EBR und SE-BR am besten entspricht und als Standard 

bezeichnet werden kann. Aufgrund der aktuellen pandemischen Lage wird es schwer 

bis unmöglich sein, diesen Standard bei regulären EBR/SE-BR-Sitzungen oder 

Sitzungen des Engeren Ausschusses anzuwenden. Daher hat der Gesetzgeber erneut 

Sondergesetze geschaffen, um digitale Sitzungen per Video- oder Telefonkonferenz 

rechtssicher durchzuführen. Die Regelungen sehen eine zeitliche Befristung bis zum 

19. März 2022 vor. 

Damit wird der Ausnahmecharakter der digitalen Sitzungen für EBR/ SE-BR betont. 

Denn für Videokonferenzen gilt grundsätzlich: Sie sind kein Ersatz für eine „echte“ 

Präsenz-Sitzung. Besonders für EBR/ SE-BR, die laut ihrer Vereinbarung nur eine 

ordentliche Sitzung im Jahr haben, darf die Corona-Krise nicht zur Videokonferenz-

Falle werden. Anstatt ihre Sitzung einfach per Videokonferenz stattfinden zu lassen 

oder gar abzusagen, empfehlen wir in diesen Fällen, sie besser in den Sommer zu 

verschieben.   

Generell gilt für digitale Sitzungen: Es muss sichergestellt sein, dass die technische 

Ausstattung für Videokonferenzen bei allen Teilnehmer*innen vorhanden ist. Dazu 

gehören auch entsprechende Voraussetzungen wie ausreichende Internet-Bandbreite 

und – Konnektivität. Ferner muss die Konferenzanlage eine Verdolmetschung in die 

benötigten Sprachen ermöglichen, um somit eine sinnvolle Diskussion und eine 

ordnungsgemäße Sitzung zu gewährleisten. 

 

b.) Beschlussfassung im EBR 

Die folgenden Aussagen beziehen sich auf EBR nach deutschem Recht. In 

Deutschland war es gesetzlich vorgeschrieben, dass die Betriebsräte ihre Beschlüsse 

nur bei persönlicher Anwesenheit treffen dürfen. Andere Formen der Abstimmung 

(Umlaufbeschlüsse, Telefonkonferenzen u. ä.) waren nicht rechtlich bindend. 

Eine Gesetzesänderung im EBRG macht dies nun zeitlich befristet erneut möglich. 

Dies ist für den EBR im §41b EBRG geregelt. Die genannte Gesetzesänderung gilt 

 nunmehr bis zum 19.03.2022, sie kann ggf. um drei Monate verlängert werden. 
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Hier der Wortlaut des Gesetzes: 

„§ 41b: Sonderregelung aus Anlass der Covid-19-Pandemie 

(1) Bis zum Ablauf des 19. März 2022 können die Teilnahme an Sitzungen des 

besonderen Verhandlungsgremiums, eines Europäischen Betriebsrats oder einer 

Arbeitnehmervertretung im Sinne des § 19 sowie die Beschlussfassung mittels 

Video-und Telefonkonferenz erfolgen, wenn sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt 

der Sitzung keine Kenntnis nehmen können. Eine Aufzeichnung ist unzulässig. 

(2) Der Deutsche Bundestag kann durch im Bundesgesetzblatt bekannt zu machenden 

Beschluss einmalig die Frist nach Absatz 1 Satz 1 um bis zu drei Monate verlängern.“ 

 

 

c.) Beschlussfassung im SE-BR 

 Diese Aussagen beziehen sich auf SE-BR nach deutschem Recht. Auch für den SE-BR 

wird es erneut zeitlich befristet möglich, Beschlüsse unter Zuhilfenahme von Video-

und Telefonkonferenzen zu treffen. 

Hier die neue Regelung im SEBG im Wortlaut: 

„§ 48: Sonderregelung aus Anlass der Covid-19-Pandemie 

(1) Bis zum Ablauf des 19. März 2022 können im Rahmen der Unterrichtung und 

Anhörung die Teilnahme an Sitzungen eines SE-Betriebsrats oder einer 

Arbeitnehmervertretung nach § 21 Absatz 2 sowie die Beschlussfassung mittels 

Video- und Telefonkonferenz erfolgen, wenn sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt 

der Sitzung keine Kenntnis nehmen können. Eine Aufzeichnung ist unzulässig. 

(2) Der Deutsche Bundestag kann durch im Bundesgesetzblatt bekannt zu machenden 

Beschluss einmalig die Frist nach Absatz 1 Satz 1 um bis zu drei Monate verlängern.“ 

 

 
d.) Regelmäßige Updates durch die Geschäftsführung über die aktuelle Situation 

Um die Auswirkungen auf das Unternehmen und die Beschäftigten bewerten 

zu können, sollte der EBR/ SE-BR bzw. Engere Ausschuss sich regelmäßig 

über die aktuelle Lage informieren lassen. Relevante Informationen sollten 

von der Geschäftsführung schriftlich bereitgestellt werden. 

Insbesondere über folgende Themen (nach Land aufgeführt) sollte 

insbesondere informiert werden:. Dezember 2020 
 
 
  

Stand: 15. Dezember 2021 



 

 

 

 

 

 

 

 Maßnahmen der Geschäftsführung zum Schutz der Gesundheit und 

Sicherheit der Arbeitnehmer*innen im Zusammenhang mit Corona 

 Maßnahmen der Geschäftsführung zur Milderung der Auswirkungen 

dieser Krise auf den Geschäftsbetrieb und die Arbeitsplätze (z.B. 

Notfallplan für die gesamte Lieferkette) 

 Entwicklung der Beschäftigung 

 Entwicklung der wirtschaftlichen und finanziellen Situation 

 Veränderung der Arbeitsorganisation, Veränderung der Produktions- 

und Fertigungsverfahren 

 

e.) Regelmäßiger Austausch zwischen den EBR/ SE-BR-Mitgliedern 

 Die aktuelle Situation an euren Standorten und Ländern kennt ihr selbst am 

besten. Tauscht diese wertvollen Informationen untereinander aus: Welche 

Maßnahmen wurden zum Schutz der Beschäftigten ergriffen? Welche 

gesetzlichen und tarifvertraglichen Regelungen gibt es in euren Standorten/ 

Ländern? Welche zusätzlichen Unterstützungsleistungen werden gezahlt?  

Welche Aktivitäten im Unternehmen sind systemrelevant – wurde das mit 

dem Betriebsrat/ der Gewerkschaft vereinbart? 

 

 

f.) Gemeinsames Handeln 

 Der EBR/ SE-BR kann Druck auf die Geschäftsführung ausüben, um weitergehende 

Maßnahmen zur Bewältigung der Krise zu ergreifen. Von einer gemeinsamen 

Kommunikation bis hin zu Betriebs- und Unternehmensvereinbarungen in jedem 

Land, um Veränderungen in  der Arbeitsorganisation und außerordentliche 

Maßnahmen zu regeln, alles kann helfen, um   die negativen Auswirkungen auf die 

Beschäftigten abzumildern. 
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g.) Nach der Krise 

 Sobald mehr Normalität zurückkehrt und reisen wieder möglich ist, sollte der EBR/ 

SE-BR oder der Engere Ausschuss eine außerordentliche Präsenssitzung einfordern, 

um die Auswirkungen der Krise auf das Unternehmen und seine Beschäftigten zu 

analysieren und mögliche Maßnahmen zu forcieren. Auch die eigene Arbeit des EBR/ 

SE-BR sollte unter die Lupe genommen werden. Was lief gut während der Pandemie, 

was lief nicht so gut? Hierzu gehört auch eine Diskussion im Gremium wie der EBR/ 

SE-BR mit der neuen Normalität dauerhaft umgehen will.  

 

  

2. Gründungsverhandlungen für die Errichtung eines EBR oder SE-BR 

Dies ist ein Thema, das insbesondere das sogenannte Besondere Verhandlungs-

gremium (bVG) zur Errichtung eines EBR oder SE-BR betrifft. Grundsätzlich gilt 

unsere Empfehlung, dass für den Fall, dass die Unternehmensleitung die 

Verhandlung absagt, dies eure Unterstützung finden sollte. Drängt drauf, dass die 

Verhandlungen nur in Präsenzsitzungen passieren. 

 

a.) EBR in Gründung 

Es gibt aktuell verstärkt Rückmeldungen, dass die Unternehmen die Verhandlung zur 

Gründung eines EBR per Videokonferenz durchführen wollen. Wir raten davon ab, 

dies zu tun, wenn auch der Gesetzgeber für die Verhandlungen zur Gründung eines 

EBR digitale Sitzungen ermöglicht. Der § 41b EBRG sieht zumindest bis zum 19. März 

2022 vor, dass Sitzungen des bVG und damit auch die Verhandlung mittels einer 

Video- oder Telefonkonferenz erfolgen kann. 

 Die Unternehmen werden versuchen, während dieser Pandemie eine alte Forderung 

 ihrerseits durchzusetzen: die Verdrängung von Präsenzsitzungen und Verhandlungen 

durch Videokonferenzen.  

Es gibt bisher noch keine verlässlichen Verfahren, wie mit einer multilingualen 

Videokonferenz rechtssicher eine solche Verhandlungssituation zu bewerkstelligen 

ist – ganz abgesehen von dem persönlichen Miteinander, dass im internationalen 

Kontext besonders wichtig ist. Wir gehen davon aus, dass auch nach Ende dieser 

Krisensituation noch genügend Zeit sein wird, die Gründungsverhandlungen in einer 

Präsenzsitzung nachzuholen. 

Unsere Empfehlung lautet weiterhin: 

Fordert stattdessen, dass die Sitzung verschoben wird und nach dem Ende der Krise 

so bald wie möglich stattfindet. 
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b.) SE-BR in Gründung 

 Im § 48 SEBG wird ermöglicht, dass im Rahmen der Unterrichtung und Anhörung die 

 Teilnahme an einer Sitzung des SE-BR sowie die dazugehörige Beschlussfassung 

über eine Video- oder Telefonkonferenz erfolgen kann. Hier hat der Gesetzgeber 

ganz bewusst nur die Beschlussfassung für einen existierenden SE-BR geregelt und 

nicht für das bVG zur Errichtung eines solchen. Dies wäre auch der Komplexität der 

Materie und der Notwendigkeit von Verdolmetschung nicht angemessen. 

Bei Verhandlungen zu einer Beteiligungsvereinbarung zur Gründung einer SE ist der 

Zeitdruck höher als bei den Verhandlungen zu einem EBR. Es ist zunächst nur ein 

halbes Jahr für die Verhandlung einer solchen Beteiligungsvereinbarung vorgesehen. 

Dazu kommt, dass der Arbeitgeber diese Vereinbarung braucht, um die SE 

registergerichtlich eintragen zu lassen. Die Unternehmen werden euch drängen, 

möglichst schnell zu handeln und eine solche Vereinbarung abzuschließen. Aber 

auch hier ist Zeitdruck ein schlechter Ratgeber. Bedenkt, dass ihr hier nicht nur die 

Errichtung eines SE-BR verhandelt, sondern auch abschließend klärt, welche Form 

von Unternehmensmitbestimmung ihr im jeweiligen Unternehmen zukünftig erhalten 

werdet.  

Im SEBG (§ 20(2) SEBG) ist außerdem vorgesehen, dass mit beiderseitigem 

Einvernehmen die Verhandlungszeit um ein halbes Jahr verlängert werden kann. 

Auch hier lautet unsere Empfehlung weiterhin: Fordert stattdessen, dass die 

Verhandlung verschoben wird und nach dem Ende der Einreisebeschränkungen und 

der allgemeinen Verbesserung der Pandemielage so bald wie möglich stattfindet. 

Vereinbart ggf. eine Verlängerung des Verhandlungszeitraumes. Für die Verhandlung 

einer SE-Beteiligungsvereinbarung gilt, dass nur die Verhandlung in Präsenzsitzung 

zu einem rechtssicheren Ergebnis führen 
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